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AStA 
Sitzungsprotokoll 

22.05.2020 
als Zoom-Meeting 

Anwesenheitsliste: 

 
Philipp Marc Yannick Alexander Jonas Melissa Enya Artur Maria Luisa 

anwesend X X X X X  X X X X 
entschuldigt           

unbekannt      X     
Gast: Elena Scherweit (Mediengestalterin) 
 
 
 

TOPs: 
 
1) Wer macht was?! 
2) Update aus den AGs 
3) Recorded classes after “online semester” 
4) Offener Brief 
5) Sonstiges 
 
 
 
 
Moderation: Marc 
Beginn: 11:05 Uhr / Ende: 12:00 Uhr  
 
 
 
 
1: 
Philipp: (Bericht via Zoom-Chat) vor allem Arbeit an der Umfrage und es gab eine Anfrage 
zu anonymisierten Klausuren 
 
Marc: (Bericht via Zoom-Chat) E-mails und ein wenig am FSR-Leitfaden, aber in grunde 
diese Woche nicht so viel geschafft 
 
Yannick: (Bericht via Zoom-Chat) AK festival contre le racisme 
 
Alexander: (Bericht via Zoom-Chat) Planung FSRK, FSR-Leitfaden (feinschliffe), 
Überlegungen zur Veränderung, Erneuerung und Neueinführung einiger 
Konzeptionierungen in meinem Referat 
 
Jonas: (Bericht via Zoom-Chat) Übersetzung für die Umfrage & verschiedenes fürs fclr 
 
Melissa: heute verhindert – ohne Bericht 
 
Enya: (Bericht via Zoom-Chat) mit Artur gebrainstormt 
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Artur: (Bericht via Zoom-Chat) Ausarbeitung vom Quiz, Brainstorming mit Enya. Mögliche 
Veranstaltungen: 
- Upcycling Workshop? 
- Gewaltfreie Kommunikation? 
- Foto Contest (Bezug zu Corona Quarantäne) 
- andere Veranstaltungen sind schwer 
 
Maria: (Bericht via Zoom-Chat) Ak-Festivalcontraleracismus, emails, slack, board game 
night, also the Umfrage antworten 
 
Luisa: (Bericht via Zoom-Chat) AK FCLR, Kalender mit Aelfi, 
 
 
 
2: 
AK „Festival contre le racisme 2020“: Am letzten Dienstag war ein Treffen, gleich nach 
der Sitzung soll noch ein Treffen sein. Das Festival ist in gut 4 Wochen und wird Online 
stattfinden. Der AK will etwas zum Thema „Nachteilsausgleich für Int. Studierende mit 
Deutsch als Fremdsprache“ machen.  
Ein weiteres könnte eine Befragung zu Rassismus im Hochschulalltag sein: „Wann haben 
Sie in letzter Zeit eine*n Studierende*n/eine*n Kolleg*in auf sein*ihr rassistisches 
Verhalten aufmerksam gemacht?“ 
Für Referent*innen sollen insgesamt bis zu 600,- € aufgewendet werden. 
 
AK Umfrage: Gespräch mit der Datenschutzbeauftragten, Fragenkatalog angepasst, Pre-
Test ausgewertet, ein Treffen nächste Woche soll sie für die Veröffentlichung nächste 
Woche finalisieren 
 
 
 
3: 
Maria merkt an, dass Online Semester einige Vorteile bringen, zB. Zeitersparnis, 
Flexibilität, usw. Frage wäre, ob man diese Online-Vorlesungen nicht immer aufnimmt, 
um sie für spätere Semester wieder zu verwerten. 
Yannick macht darauf aufmerksam, dass die Professorenschaft dem negativ 
gegenübersteht und ein allgemeiner Aufnahme“-Zwang“ keine Mehrheit in den jeweiligen 
Gremien (Senat, FBR) finden würde. Da es ein Persönlichkeitsrecht (Recht am eigenen 
Bild) gibt, kann man die einzelnen Professor*innen vermutlich auch nicht zu so etwas 
zwingen. 
 
 
 
4: 
Es gibt vom fzs/LAT und anderen stud Vereinigungen einen Offenen Brief zur sozialen 
Situation der Studierenden in der Corona-Zeit und den Finanznöten der 
Studierendenwerke. (bisheriger Entwurf siehe Anhang) 
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Die Frage steht im Raum, ob der AStA ebenfalls den Brief mitunterschreibt. Die 
Zeichnungsfrist war zwar schon letzten Montag, aber es steht einer nachträglichen 
Unterzeichnung nichts im Wege. 
➔ Das Plenum spricht sich einstimmig für eine Unterzeichnung aus. Philipp wird das 

in die Wege leiten. 
 
 
 
5: 
Philipp macht darauf aufmerksam, dass auf der HP eine Rubrik „SGM“ aufgetaucht ist, die 
aber noch keine weiteren Inhalte hat. Im Plenum weiß niemand etwas genaues über den 
Vorgang, außer dass dieses Rubrik in der Planung ist. Luisa wird sich darum kümmern, 
dass die Rubrik/Seiten unsichtbar/privat geschaltet werden, solange keine weiteren 
Inhalte eingefügt sind. 
 
 
Marc spricht nochmal den FSR-Leitfaden an, der in der Endphase vor einem Erscheinen 
ist. Das Plenum diskutiert die gewählte Sprache/Anrede an die FSRs und die 
Notwendigkeit klare Worte zu wählen, was Dinge wie Haftbarkeit, etc. betrifft. 
 
 
 
 
Protokoll: Winfried Hagenkötter 
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Studieren in Zeiten von Corona - soziale Notlage 
gemeinsam bewältigen 
 
Offener Brief der Studierenden an die Bundeskanzlerin, die Bundesregierung (vertreten durch 
die Bundesminister*innen Herrn Scholz und Frau Karliczek),  
die Ministerpräsident*innen und Bürgermeister*innen der Länder sowie die Vorsitzenden der 
Parteien und Fraktionen des Deutschen Bundestages über die soziale Notlage der 
Studierenden in der Corona-Krise 
 
Sehr geehrter Herr / Frau XY, < - hier steht dann der adressatenspezifische Teil 
 
Deutschland steht in der aktuellen Corona-Pandemie vor gesellschaftlichen Herausforderungen 
unbekannten Ausmaßes. Nie zuvor waren die Einschnitte im gesellschaftlichen Leben aufgrund 
einer Pandemie so weitreichend, die Folgen für die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt so 
gravierend. Auch die Studierenden trifft die Corona-Pandemie in Deutschland hart. 
Schätzungsweise 750.000 Studierende stecken seit zwei Monaten in existentiellen finanziellen 
Notlagen. Sie haben ihren Nebenjob verloren oder ihre laufenden Arbeitsverträge wurden nicht 
verlängert. Viele dieser Studierenden wissen seit Wochen nicht, wie sie ihre Miete, 
Lebensmittel oder weitere Verbindlichkeiten zahlen sollen. An ein sorgenfreies und reguläres 
Studium ist für diese Menschen gar nicht zu denken. Viele werden in den nächsten Wochen 
und Monaten ihr Studium aus finanziellen Gründen abbrechen müssen, einige haben es schon 
getan. Denn leider hat die Politik in den letzten zwei Monaten im Allgemeinen sehr wenig für die 
drei Millionen Studierenden in Deutschland unternommen. Studierende, die ihren Verdienst 
zumeist mit mehreren Nebenjobs bestreiten, können kein Kurzarbeitergeld beziehen und 
werden stattdessen in der Regel schlicht und ergreifend aus ihrem Arbeitsverhältnis gekündigt. 
Auch der Bezug von Arbeitslosengeld II während eines Studiums ist ausgeschlossen. Sie fallen 
damit durch alle Sicherungsnetze unseres Sozialsystems. Viele warten daher seit Monaten auf 
ein politisches Signal zur Sicherung ihrer Existenz. 
 
Erst nach eineinhalb Monaten hat das Bundesministerium für Bildung und Forschung eine 
"Lösung" für in Not geratene Studierende präsentiert. Nach dieser sollen die Gelder sogar erst 
zum 1. Juni für einen Teil der EU-Studierenden und zum 1. Juli für ausländische Studierende 
fließen. Viele Studierende hatten bis dahin einen Ausfall von annähernd drei Monatseinkünften. 
Diese “Lösung” besteht aus geringfügigen Anpassungen der Bedingungen des bereits seit 2006 
bestehenden KfW-Studienkredits sowie der Aufstockung der Hilfsfonds von 
Studierendenwerken. Doch sie verkennt die Realität der Studierenden. Viele Studierende 
werden sich durch den Kredit verschulden, die Zuschüsse an die Studierendenwerke stehen 
aktuell noch gar nicht zur Auszahlung bereit und werden bei Weitem nicht ausreichen. Eine 
verschuldete Studierendengeneration darf es unter keinerlei Umständen geben und ist die 
schlechteste "Lösung", die sich der Bildungs- und Wissenschaftsstandort Deutschland leisten 
konnte. 
 
Kreditbürde für eine ganze Studierendengeneration 
 
An den Konditionen des KfW-Studienkredits ändert sich in der Krisenlösung nur, dass dieser 
auch für internationale Studierende – befristet auf neun Monate – zugänglich ist und in der 
Anfangszeit - bis März 2021 - zinsfrei ausgezahlt wird. Das bedeutet jedoch, dass nach dem 
31.03.2021 ganz normal Zinsen anfallen. Dementsprechend führt diese Lösung zu einer 
Gesamtzinslast von mehreren tausend Euro für die Studierenden, während der Bund davon 
gerade einmal bis zu 150 € trägt, wie sowohl wir Studierendenverbände [1] als auch die GEW 
[2] vorrechneten. Prinzipiell gilt: Je schlechter es den Studierenden finanziell geht, desto höher 
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die Zinslast - auch in der Krise! Auch für internationale Studierende aus sogenannten 
Drittstaaten kann u.a. aufgrund einschränkender Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt wie der 
120-Tage-Regel, die Rückzahlung eines Kredits besonders herausfordernd sein [3]. Hier von 
einem zinslosen Kredit zu sprechen, ist nicht richtig. Wirklich offen kommuniziert wurde dieser 
Umstand bisher nicht. 
 
Es kommt hinzu, dass sich auch bei den Voraussetzungen für den Kredit nichts ändert. Das 
heißt, dass Studierende, die bereits vor der Krise einen Studienkredit aufgenommen und noch 
nicht zurückgezahlt haben, keinen weiteren Kredit als "Überbrückungshilfe" aufnehmen können. 
Auch Studierende, die über dem 10. Fachsemester sind, bekommen bei der KfW keinen Kredit. 
Einerseits benachteiligt das Studierende im Diplom oder Staatsexamen gegenüber Bachelor 
und Master, andererseits ist die Regelstudienzeit generell schwer einzuhalten. Nur knapp 40 % 
der Studierenden schließen laut den Zahlen des Statistischen Bundesamtes ihr Studium in 
Regelstudienzeit ab [4]. Damit fallen immer noch enorm viele Studierende durchs Raster.  
 
Die monatliche Kredithöhe beträgt bis zu 650 € pro Kopf. Es ist unvorstellbar, mit einer solchen 
Summe in Großstädten wie München, Köln oder Hamburg seinen Lebensunterhalt zu 
bestreiten. Das Existenzminimum für einen alleinstehenden 1-Personen Haushalt wurde für das 
Jahr 2020 auf 9.168 € festgelegt. Dies sind monatlich 784 € und damit mehr als die maximale 
Antragssumme des KfW-Kredits. Bedarfsgerecht ist also selbst die höchste zu beantragende 
Summe nicht. 
 
Zuschüsse als sozialverträgliche Lösung 
 
Die Studierendenwerke bekommen zusätzlich insgesamt 100 Mio. Euro, um hiermit ihre lokalen 
Hilfsfonds aufzustocken. In den vergangenen Wochen haben bereits Initiativen aus Ländern 
wie Hessen, Berlin oder Schleswig-Holstein Studierenden finanzielle Soforthilfen zur Verfügung 
gestellt. Dies begrüßen wir ausdrücklich. An den großen Antragszahlen und der schnellen 
Ausschöpfung dieser Mittel zeigte sich jedoch, dass weitere Hilfen dringend nötig sind. Jedoch 
würde, wenn man diese 100 Mio. Euro zu gleichen Teilen auf die 750.000 Studierenden in 
finanzieller Not verteilen würde, diese nicht einmal 150 € bekommen und das als einmalige 
Zahlung. Das heißt die Zuschusshöhe ist viel zu gering und ebenfalls nicht bedarfsgerecht. 
Wenn man bedenkt, dass Studierende durchschnittlich für die Miete 323 € aufbringen werden 
[5], stellt das in keiner Weise eine bedarfsgerechte Zuschusshöhe dar. 
Dabei wäre mehr Geld vorhanden. Im Jahr 2019 wurden um die 900 Mio. € an veranschlagten 
BAföG-Mitteln nicht abgerufen. Das ist Geld, welches für die Studierenden vorgesehen war. 
Eine Verwendung dieser Mittel würde sich für eine zielgerechte und faire Zuschusslösung 
hervorragend eignen. Dass es lediglich 100 Mio. € von einer knappen Milliarde in den Topf 
geschafft haben, ist aus unserer Sicht eine magere Bilanz. 
 
Studienfinanzierung zukunftssicher gestalten 
 
Nutzen Sie jetzt diese historische Situation, um für gesicherte Ausbildungsverhältnisse und 
finanzielle Sicherung der Studierenden zu sorgen. Aus den Erfahrungen der letzten Monate 
muss die Erkenntnis erwachsen, dass viele Notlagen von Studierenden hätten vermieden 
werden können, wenn es eine gesicherte Studienfinanzierung für alle gegeben hätte. Seit 
Jahrzehnten plädieren viele für ein verbessertes BAföG. Die finanzielle Absicherung des 
Studiums darf nicht nur eine politische Forderung bleiben, sie ist ein grundlegender Baustein für 
eine gut ausgebildete zukünftige Gesellschaft. 
 
Gemeinsam stark - Bund und Länder für die Studierenden 
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Studierenden muss in dieser außergewöhnlichen Situation finanziell geholfen werden. Dafür 
müssen sich der Bund und die Länder davon abwenden, die Zuständigkeiten für die soziale 
Notlage der Betroffenen beim jeweils anderen zu sehen. Nach zwei Monaten Stillstand und 
Existenznot für hunderttausende Studierende muss dieser Verschiebebahnhof der 
Verantwortlichkeiten endlich beendet werden. Klare Aussagen und konkrete, umsetzbare Hilfen 
für die in Not geratenen Studierenden sind dringend erforderlich. Die Zukunft des 
Wissenschaftsstandortes Deutschland ist in Gefahr, wenn Studierende, die das 
Hochschulwesen mit Leben erfüllen, diesen reihenweise verlassen müssen. 
 
Auch muss die Darlehenslösung des Bundes dringend überdacht werden. Die drohende 
Zinslast durch den “zinslosen” KfW-Kredit für Studierende führt zu einer verschuldeten 
Studierendengeneration. Das Problem der Finanzierung wird mit einem Kredit anstatt eines 
Zuschusses nur in die Zukunft hinausgeschoben. Die Studierenden, die sich nun notgedrungen 
dafür entscheiden, einen solchen Kredit aufzunehmen, müssen bei der derzeit 
vorgeschlagenen Lösung noch während des Studiums die Rückzahlung finanziell stemmen. 
 
Wir fordern daher ein Bund-Länder-Programm zur Aufstockung der Zuschüsse an die 
Studierendenwerke auf mindestens 900 Millionen Euro. Für eine bedarfsgerechte 
nachhaltige Finanzierung der Studierenden in der Krise ist jedoch mehr als diese knappe 
Milliarde Euro nötig. Die Mittel müssen allen Studierenden zugänglich sein und abseits 
der Bedürftigkeit an keine weiteren Bedingungen geknüpft werden. 
 
Eine solidarische Gesellschaft profitiert davon, wenn sie Verantwortung für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs der Bundesrepublik Deutschland übernimmt, und damit ebenso 
in ihre Zukunft, in angehende Ingenieur*innen, Ärzt*innen, Lehrer*innen, Sozialpädagog*innen 
und Wissenschaftler*innen investiert. Die Studierenden von heute sind die 
Krisenmanager*innen von morgen. Machen Sie dieses Land auch in Zukunft krisenfest und 
helfen Sie den in Not geratenen Studierenden – durch bedarfsdeckende Zuschüsse, durch ein 
reformiertes BAföG für alle, sowie durch schnelle und vor allem unbürokratische Hilfe. Sichern 
Sie die zukünftige Generation! 
 
Mit freundlichen Grüßen und bleiben Sie gesund! 
 
Quellenverweise 
[1] https://latnrw.de/2020/05/06/pressemitteilung-staat-verdient-an-studierenden-in-not/ 
[2] https://www.spiegel.de/panorama/bildung/darlehen-fuer-studierende-in-not-im-ansatz-
voellig-verfehlt-a-c514de36-2c90-4f36-9485-af7ba52a5ab6 
[3] http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16b.html 
[4] https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2016/05/PD16_181_213.html 
[5] http://www.sozialerhebung.de/download/21/Soz21_hauptbericht.pdf 
 
Link zu der Unterzeichner*innenliste in die Fußzeile des Dokumentes: 
https://latnrw.de/offener-brief-studieren-in-zeiten-von-corona/ 
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